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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
 

 

Az: B 12 KR 88/12 B 
 
L 5 KR 359/11 (LSG Nordrhein-Westfalen) 
S 5 KR 335/09 (SG Detmold) 
 
 
 
…………………………………………………………………………………………………., 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte: ……………………………………., 
  
 
 
 

g e g e n 
 
 
BARMER GEK, 
Axel-Springer-Straße 44, 10969 Berlin, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin, 
 
Prozessbevollmächtigte: ………………………………………., 
  
 
 
 

 

Der 12. Senat des Bundessozialgerichts hat am 24. April 2013 durch den 

Vorsitzenden Richter   Dr.  K r e t s c h m e r    sowie die Richter   Dr.  B e r n s d o r f f  

und   Dr.  M e c k e  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des Landes-

sozialgerichts Nordrhein-Westfalen vom 30. August 2012 wird als unzulässig verworfen. 

 

Kosten des Beschwerdeverfahrens sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

In dem der Nichtzulassungsbeschwerde zugrundeliegenden Rechtsstreit streiten die Beteiligten 

darüber, ob der Kläger als Rentner in der gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) versichert 

ist. 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des LSG Nord-

rhein-Westfalen vom 30.8.2012 ist in entsprechender Anwendung von § 169 S 2 und 3 SGG als 

unzulässig zu verwerfen. Der Kläger hat in der Begründung des Rechtsmittels entgegen § 160a 

Abs 2 S 3 SGG keinen Zulassungsgrund hinreichend dargelegt oder bezeichnet. 

 

Das BSG darf gemäß § 160 Abs 2 SGG die Revision gegen eine Entscheidung des LSG nur 

dann zulassen, wenn 

- die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat (Nr 1) oder 

- das angefochtene Urteil von der höchstrichterlichen Rechtsprechung abweicht (Nr 2) oder 

- bestimmte Verfahrensmängel geltend gemacht werden (Nr 3). 

Die Behauptung, die Berufungsentscheidung sei inhaltlich unrichtig, kann demgegenüber nicht 

zur Zulassung der Revision führen. 

 

Der Kläger beruft sich in seiner Beschwerdebegründung vom 11.11.2012 ausdrücklich nur auf 

den Zulassungsgrund der grundsätzlichen Bedeutung der Rechtssache (§ 160 Abs 2 Nr 1 

SGG). Hierzu muss die Beschwerdebegründung ausführen, welche Rechtsfrage sich ernsthaft 

stellt, deren Klärung über den zu entscheidenden Einzelfall hinaus aus Gründen der Rechtsein-

heit oder Rechtsfortbildung im allgemeinen Interesse erforderlich (Klärungsbedürftigkeit) und 

deren Klärung durch das Revisionsgericht zu erwarten (Klärungsfähigkeit) ist (BSG SozR 1500 

§ 160a Nr 60 und 65; BSG SozR 3-1500 § 160a Nr 16 mwN - stRspr; vgl auch BVerwG NJW 

1999, 304 und BVerfG SozR 3-1500 § 160a Nr 7). Die Beschwerdebegründung hat deshalb 

auszuführen, inwiefern die Rechtsfrage nach dem Stand von Rechtsprechung und Lehre nicht 

ohne Weiteres zu beantworten ist, und den Schritt darzustellen, den das Revisionsgericht zur 

Klärung der Rechtsfrage im allgemeinen Interesse vornehmen soll (BSG SozR 1500 § 160a 

Nr 31). Zwar kann auch eine bereits höchstrichterlich entschiedene Frage erneut klärungsbe-

dürftig werden, hierfür ist jedoch darzulegen, dass und mit welchen Gründen der höchstrichterli-

chen Rechtsprechung widersprochen worden ist oder dass sich völlig neue, nicht erwogene 

Gesichtspunkte ergeben haben, die eine andere Beurteilung nahelegen könnten (vgl BSG SozR 

1500 § 160a Nr 13). Eine Rechtsfrage ist auch dann als höchstrichterlich geklärt anzusehen, 

wenn das BSG bzw das BVerfG diese zwar noch nicht ausdrücklich entschieden haben, jedoch 

schon eine oder mehrere höchstrichterliche Entscheidungen ergangen sind, die ausreichende 

Anhaltspunkte zur Beurteilung der von der Beschwerde als grundsätzlich herausgestellten 

Rechtsfrage geben (vgl BSG SozR 3-1500 § 160 Nr 8 S 17 sowie SozR 3-1500 § 146 Nr 2 S 6). 

In der Begründung ist deshalb auch darzulegen, dass und inwiefern die Frage der Verfas-
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sungsmäßigkeit durch die bisherige Rechtsprechung nicht geklärt oder in der Rechtsprechung 

und Literatur mit beachtlichen Gründen in Zweifel gezogen worden ist. Zur Darlegung verfas-

sungsrechtlicher Bedenken gegen Regelungen, auf die das Berufungsgericht seine Entschei-

dung stützt, genügt die Behauptung der Verfassungswidrigkeit nicht. Vielmehr muss unter Ein-

beziehung der einschlägigen Literatur und Rechtsprechung, insbesondere des BVerfG, aber 

auch das BSG, im Einzelnen aufgezeigt werden, woraus sich im konkreten Fall die Verfas-

sungswidrigkeit ergeben soll (vgl BSGE 40, 158 = SozR 1500 § 160a Nr 11; vgl auch BSG Be-

schluss vom 2.6.2009 - B 12 KR 65/08 B). 

 

Für klärungsbedürftig hält der Kläger die Frage, 

 "inwieweit § 5 Abs. 1 Nr. 11 SGB V in Hinblick auf ältere Versicherte den Vorgaben des 

Art. 3 GG entspricht". 

 

Hierzu erläutert er, in dem Urteil des LSG sei eine ausführliche Auseinandersetzung mit dem 

Beginn der Rahmenfrist als Tatbestandsvoraussetzung für die Krankenversicherung der Rent-

ner unter Berücksichtigung des allgemeinen Gleichheitssatzes notwendig gewesen. Vor dem 

Hintergrund einer deutlichen Erhöhung des Durchschnittsalters bei Ausbildungsbeginn bestehe 

eine strukturelle Ungleichbehandlung zwischen jüngeren und älteren Versicherten. Letzteren 

werde es im Hinblick auf eine längere Gesamtdauer der Rahmenfrist ohne ersichtlichen 

Rechtsgrund erschwert, die Voraussetzungen für die Versicherungspflicht nach § 5 Abs 1 Nr 11 

SGB V zu erfüllen. 

 

Es kann unerörtert bleiben, ob der Kläger damit eine hinreichend konkrete Rechtsfrage zum 

Anwendungsbereich einer revisiblen Norm aufgeworfen und den vom Revisionsgericht erwar-

teten klärenden Schritt ausreichend konkret dargelegt hat. Jedenfalls fehlt es in der Begründung 

an ausreichenden Darlegungen zur Klärungsbedürftigkeit und Klärungsfähigkeit dieser Frage. 

Insbesondere hätte der Kläger im Einzelnen auf die vom LSG zitierten Entscheidungen des 

BVerfG und des BSG (BVerfGE 102, 68 = SozR 3-2500 § 5 Nr 42; BSGE 78, 297 = SozR 3-

2500 § 5 Nr 29; BSG SozR 3-2500 § 5 Nr 45) eingehen und anhand der einschlägigen, in Lite-

ratur und Rechtsprechung entwickelten verfassungsrechtlichen Grundsätze detailliert darlegen 

müssen, dass sich die von ihm umschriebene Fragestellung auf Grundlage der in diesen Ent-

scheidungen aufgestellten Rechtssätze nicht hinreichend sicher beantworten lässt. Bereits die 

verfassungsrechtlichen Maßstäbe herauszuarbeiten versäumt der Kläger. Zudem wäre es zur 

Darlegung der Klärungsfähigkeit erforderlich gewesen darzustellen, dass das LSG im angegrif-

fenen Urteil die nach Auffassung des Klägers eine Ungleichbehandlung verschiedener Alters-

gruppen begründenden "Tatsachen" überhaupt mit Bindungswirkung für das BSG (§ 163 SGG) 

festgestellt hat oder dass das BSG diese selbst feststellen dürfte, sodass es diese im Rahmen 

des angestrebten Revisionsverfahrens einer Entscheidung zugrunde legen könnte. Auch dies 

versäumt der Kläger. 
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Von einer weiteren Begründung sieht der Senat ab, weil sie nicht geeignet ist, zur Klärung der 

Voraussetzungen der Revisionszulassung beizutragen (§ 160a Abs 4 S 2 Halbs 2 SGG). 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung von § 193 SGG. 
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